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1. Die Kommission hat in ihrer Mitteilung vom 
4. Februar 1983 erläutert, warum sie glaubt, daß eine 
Erweiterung und Diversifizierung des Systems der 
eigenen Mittel der Gemeinschaft erforderlich ist; sie 
hat ferner die Erwägungen dargelegt, die nach ihrer 
Auffassung die Wahl neuer Einnahmequellen bestim- 
men sollten. 

2. Eine ständige Gefahr besteht für die Gemeinschaft 
heute vor allen Dingen darin, daß sich ihre finanziellen 
Mittel erschöpfen. Seit der Vorlage des Grünbuchs hat 
sich die Lage durch die starke Zunahme der Agraraus- 
gaben in den letzten Monaten weiter verschlechtert. 
Der Nachtragshaushaltsplan, den die Kommission in 
Kürze vorlegen muß, wird voraussichtlich den größten 
Teü des noch verfügbaren finanziellen Spielraums für 
das laufende Haushaltsjahr in Anspruch nehmen. 

Für 1984 muß die Kommission wegen der Höhe der 
veranschlagten Agrarausgaben und der Notwendig- 
keit, die Gemeinschaftspolitik in den prioritären Berei- 
chen auszubauen, vorschlagen, die verfügbaren Mittel 
bis auf eine minimale Sicherheitsmarge auszu- 
schöpfen. 


Heute steht also die Fortführung oder das normale 
Funktionieren aller Politiken der Gemeinschaft auf 
dem Spiel. Das System der eigenen Mittel sollte die 
Sicherheit und die Kontinuität dieser Politiken gewähr- 
leisten. Es darf nicht zu einer ständigen Bedrohung für 
ihre Weiterentwicklung werden. 

3. Die Entwicklung der Gemeinschaftspolitiken ist 
ein Ziel, das auch vom Rat und vom Parlament bejaht 
wird. Der Rat hat dies ausdrücklich in dem Mandat 
erklärt, das er der Kommission am 30. Mai übertragen 
hatte. Die ausgewogene Entwicklung stand ständig im 
Mittelpunkt der Überlegungen des Parlaments. Der 
Präsident der Kommission hat in dem Programm, das er 
dem Parlament am 8. Februar 1983 im Namen der 
Kommission vorgelegt hat, die von der Kommission 
vorgeschlagenen Leitlinien erörtert. Die Leitlinien sind 
vom Parlament positiv aufgenommen worden und ste- 
hen im Mittelpunkt der derzeitigen Arbeiten des Rates. 

4. Die Erweiterung der Gemeinschaftspolitiken und 
infolgedessen des Gemeinschaftshaushalts steht nicht 
im Widerspruch zu einem sparsamen Umgang mit 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramt 
tes vom 25. Mai 1983 - 14 - 680 70 - E - Fi 299/83 

Diese Vorlage ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 

5. Mai 1983 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsverlage ist vorgesehen. 

Mit der unmittelbar bevorstehenden Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu ihrer Vorlage 
übermittelte Begründung beigefügt. 


Gemäß § 93 Satz 3 GO-BT am 26. August 1983 angefordert, siehe auch Drucksache 10/133 Nr. 1 1 
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öffenthchen Mitteln, zu dem heute alle Mitgliedstaaten 
gezwungen sind. Die Kommission will, indem sie Maß- 
nahmen auf der Ebene der Gemeinschaft vorschlägt, 
dazu beitragen, daß Probleme kostengünstiger als auf 
nationaler Ebene gelöst werden können. Je nach 
Bereichen können die Maßnahmen auf Gemeinschafts- 
ebene an die Stelle der einzelstaatlichen Maßnahmen 
treten oder diese durch eine geeignete Koordinierung 
und eine Einordnung in einen Gesamtrahmen lei- 
stungsfähiger gestalten. Die jüngsten Vorschläge der 
Kommission (Forschungs- und Entwicklungsprogramm 
für die Informationstechnologien, Rahmenprogramm 
für die wissenschaftliche und technische Tätigkeit der 
Gemeinschaft, Gemeinschaftsprogramm für die Förde- 
rung der Beschäftigung von Jugendlichen) sind einige 
Beispiele von vielen. Größenersparnis und Vertiefung 
der europäischen Zusammenarbeit oder Integration 
gehen oft Hand in Hand. 

5. Zur gleichen Zeit wie sie sich für die Entwicklung 
der neuen Politiken einsetzt, bemüht sich die Kommis- 
sion jedoch ständig darum, die bisherigen Politiken 
und insbesondere die gemeinsame Agrarpolitik so 
wirtschaftlich wie möglich zu verwalten. Durch eine 
rasche Anwendung der Leitlinien, die die Kommission 
in ihrem entsprechend dem Mandat vom 30. Mai im 
Juni 1981 vorgelegten Bericht vorgeschlagen hatte, 
hätten die Agrarausgaben so eingedämmt werden 
können, daß sie weniger rasch angestiegen wären als 
das Eigenmittelaufkommen der Gemeinschaft. Die 
Kommission erwartet wom Rat, daß er mit seinen 
Bechlüssen über die Agrarpreise für das nächste Wirt- 
schaftsjahr seine Absichten in diesem Bereich klar 
signalisiert. Sie wird ihrerseits nicht zögern, zusätz- 
liche Maßnahmen vorzuschlagen, wenn die Agraraus- 
gaben in einer Weise ansteigen sollten, die weder 
durch die internen Erfordernisse der Gemeinschaft 
noch im Hinblick auf die Aufrechterhaltung der tradi- 
tionellen Handelsbeziehungen der Gemeinschaft mit 
ihren wichtigsten Handelspartnern zu rechtfertigen ist. 
Die Aufstockung der eigenen Mittel der Gemeinschaft 
wird diese politische Linie nicht beeinträchtigen. Dies 
ist für den Rat möglicherweise die Gelegenheit, sie zu 
bestätigen. 

6. Die Ausdehnung der Gemeinschaftspolitik auf 
nichtlandwirtschaftliche Bereiche wird zusammen mit 
einer Eindämmung der Agrarproduktion langfristig 
eine größere Ausgewogenheit der Ausgaben innerhalb 
des Gemeinschaftshaushalts bewirken. 

Ein derartiger Wandel kann nicht sofort vonstatten 
gehen, denn es wäre unter den gegebenen Umständen 
weder realistisch noch verantwortungsvoll, eine stär- 
kere Anhebung der Gemeinschaftsausgaben vorzu- 
schlagen. Aus diesen Gründen hat der Europäische Rat 
selbst anerkannt, daß die Vorschläge der Kommission 
über neue eigene Mittel dazu beitragen müßten, schon 
jetzt die Unausgewogenheit des Haushaltsplans zu 
korrigieren. Diese Meinung wird auch vom Europäi- 
schen Parlament geteilt. 

7. Die Kommission schlägt daher vor, die mit dem 
Beschluß von 1970 für die MwSt- Eigenmittel einge- 
führte Obergrenze von 1 v. H. abzuschaffen. Sie 


schlägt gleichzeitig vor, von 1,4 v.H. auszugehen und 
ein Schwellensystem einzuführen, das es den Institu- 
tionen ermöglicht (dem Rat durch einstimmigen 
Beschluß und dem Parlament durch einen mit qualifi- 
zierter Mehrheit gefaßten Beschluß), den steigenden 
Mittelbedarf der Gemeinschaft zu überwachen, so daß 
eine weitere Eigenmitteltranche nur genehmigt wer- 
den kann, wenn volles Einverständnis zwischen den 
Institutionen und den Mitgliedstaaten besteht. 

8. Die Kommission schlägt ferner vor, vorübergehend 
- d. h. bis zu dem Zeitpunkt, an dem eine größere 
Ausgewogenheit der Potitiken und infolgedessen des 
Gemeinschaftshaushalts erreicht ist - die Haushalts- 
probleme der Gemeinschaft durch eine Diversifizie- 
rung der Einnahmen unverzüglich zu mildern. Zu die- 
sem Zweck müßte ein Korrekturmechanismus auf 
einen Teil der Einnahmen aus der Mehrwertsteuer 
angewendet werderl, um einen Großteil der Haushalts- 
ausgaben (der nach der Höhe der Agrarausgaben fest- 
zulegen wäre) zu decken. Diese Abstufung, die anhand 
der in Absatz 14 auf gezählten Indikatoren zu berech- 
nen wäre, könne u. a. dazu beitragen, die in der 
Gemeinschaft festgestellten Ungleichgewichte tat- 
sächlich abzubauen, ohne jedoch gleichzeitig für 
andere Mitgliedstaaten unüberwindliche Schwierig- 
keiten aufzutürmen. Die Kommission ersucht den Rat 
und das Parlament, die von ihr unterbreiteten Lösungs- 
vorschläge aus diesem Gesichtswinkel zu beurteilen. 

9. Bei dem beigefügten Dokument handelt es sich um 
einen Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur 
Ersetzung des Beschlusses des Rates vom 21. April 
1970 über das System der eigenen Mittel der Gemein- 
schaft. Indem sie dem Rat und dem Parlament diesen 
Vorschlag unterbreitet, erinnert die Kommission daran, 
daß sie 1973 einen Änderungsvorschlag zu Artikel 201 
des Vertrags von Rom vorgelegt hat, der der Gemein- 
schaft uneingeschränkte Befugnisse zur Einnahmen- 
erhebung übertragen hätte. Die Annahme dieses Vor- 
schlags bleibt langfristiges Ziel der Kommission. 

10. Bei der Ausarbeitung ihres jetzigen Vorschlags 
zur Erweiterung der Eigenmittel der Gemeinschaft war 
die Kommission bemüht, diejenigen Formen neuer 
Einnahmen zu ermitteln, die das Gesamtinteresse der 
Gemeinschaft am besten widerspiegeln, allen Mit- 
gliedstaaten stärkeren Anreiz zu voller Beteiligung an 
den Politiken der Gemeinschaft bieten und ein kohä- 
rentes Verhältnis zwischen den Einnahmen der 
Gemeinschaft und ihrer Ausgabenstruktur am besten 
sicherstellen. 

11. Die Kommission geht von der Annahme aus, daß 
die bestehende Skala der Eigenmittel unberührt blei- 
ben sollte. Zölle, Agrarabschöpfungen und Zuckerab- 
gaben sollten weiterhin automatisch dem Gemein- 
schaftshaushalt zufließen. Außerdem wäre es an der 
Zeit, eine Anomalie abzubauen, die darin besteht, daß 
Zölle auf EGKS-Erzeugnisse nicht zu den Eigenmitteln 
der Gemeinschaft gehören. Die Kommission schlägt 
daher vor, sie dem Gesamthaushaltsplan als Einnah- 
men zuzuführen. Nach Auffassung der Kommission ist 
es nach wie vor angebracht, den Mitgliedstaaten einen 
gewissen Prozentsatz der Zölle und Abschöpfungen 
zur Deckung der Ausgaben zu erstatten, die ihren 
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Verwaltungen bei der Erhebung dieser Einnahmen für 
die Gemeinschaft entstehen. Es erscheint jedoch nicht 
mehr gerechtfertigt, eine bestimmte Höhe für die 
Erstattung festzusetzen. Die Kommission schlägt daher 
der Haushaltsbehörde vor zu beschließen, daß unter 
keinen Umständen ein Satz von lOv. H. überschritten 
werden darf. 

12. Die Kommission bleibt bei ihrer Auffassung, daß 
die Mehrwertsteuer auf absehbare Zeit das Rückgrat 
der Finanzautonomie der Gemeinschaft bleiben soll. 
Sie schlägt daher vor, daß die derzeit für die Mehrwert- 
steuer geltende Obergrenze von 1 v. H. abgeschafft 
und die Haushaltsbehörde der Gemeinschaft ermäch- 
tigt wird, von nun an Mehrwertsteuereigenmittel über 
diese Grenze hinaus zu erheben. Die Kommission hält 
es jedoch für angebracht, das Beschlußfassungsverfah- 
ren im Rahmen des Haushaltsverfahrens zu ändern, 
um der Abschaffung dieser Obergrenze Rechnung zu 
tragen. Die Kommission schlägt daher vor, daß eine 
Erhöhung des Anteils an der Mehrwertsteuer um eine 
Stufe von 0,4 v. H. über den Satz von 1,4 v.H. hinaus 
nur auf Vorschlag der Kommission von der Haushalts- 
behörde genehmigt werden darf; hierbei beschließt 
der Rat einstimmig und das Europäische Parlament mit 
der Mehrheit seiner Mitglieder und drei Fünftel der 
abgegebenen Stimmen. Nach Meinung der Kommis- 
sion könnte jeweils bei der Überschreitung einer Stufe 
von 0,4 v.H. - falls erforderlich - die Funktionsweise 
des Finanzierungssystems der Gemeinschaft überprüft 
werden. Die Kommission wird bei dieser Gelegenheit 
gegebenenfalls entsprechende neue Vorschläge unter- 
breiten. 

13. Solange die Agrarausgaben den größten Teil des 
Haushalts ausmachen, erscheint es der Kommission 
erforderlich, die Einnahmen zu diversifizieren, um sie 
der Ausgabenstruktur besser anzupassen. Zu diesem 
Zweck schlagt die Kommission vor, für einen Teil der 
der Gemeinschaft zufließenden Mehrwertsteuerein- 
nahmen eine Abstufung in Form variabler Anteile am 
MwSt-Aufkommen vorzusehen. Die Einnahmen aus 
diesen variablen MwSt- Anteilen würden der Differenz 
zwischen den Ausgaben der Abteilung Garantie des 
EAGFL (abzüglich der Ausgaben für die Nahrungsmit- 
telhilfe und der Ausgaben aufgrund des mit den AKP- 
Staaten geschlossenen Zuckerprotokolls) und 33 v.H. 
der gesamten Haushaltsausgaben entsprechen. 


14. Die variablen MwSt- Anteile müßten anhand 
mehrerer Indikatoren festgelegt werden, und zwar in 
erster Linie anhand des auf jeden einzelnen Mitglied- 
staat entfallenden Anteils an der endgültigen Agrar- 
produktion der Gemeinschaft im Bereich der Markt- 
ordnungserzeugnisse. In der gegenwärtigen Situation 
könnten auf diese Weise Einnahmen und Ausgaben 
besser aufeinander abgestimmt werden. Der relative 
Wohlstand der einzelnen Länder könnte auf der 
Grundlage des Pro-Kopf-BIP berücksichtigt werden. 
Um allen Beurteilungsfaktoren Rechnung zu tragen, 
empfiehlt die Kommission, den Durchschnitt der Indi- 
zes zu verwenden und diese auf der Grundlage der 
Wechselkurse des Devisenmarktes und der Kaufkraft- 
parität zu berechnen. Die Kommission empfiehlt zum 
Schluß, den Index zu verwenden, mit dem der Anteil 
der einzelnen Länder am Nettobetriebsüberschuß der 
Gemeinschaft gemessen wird und der die Dynamik 
und Rentabilität jeder einzelnen Volkswirtschaft 
widerspiegelt. 

Der Gemeinschaft stehen für jeden dieser Indikatoren 
lückenlose Statistiken zur Verfügung, die seit vielen 
Jahren anhand verläßlicher und harmonisierter Grund- 
daten erstellt werden. 

15. Die Kommission wird unter den gegebenen 
Umständen angesichts der großen Bedeutung der 
Ziele, die sich die Gemeinschaft im Energiebereich 
(einschließlich Forschung und Entwicklung) gesetzt 
hat, besondere Anstrengungen vorschlagen, um die 
Politik zur rationellen und sparsamen Energienutzung 
und zur Erreichung einer stärker diversifizierten und 
sichereren Energieversorgung auf Gemeinschafts- 
ebene voranzutreiben. Um zu vermeiden, daß ein 
neues Ausgabenprogramm vorgeschlagen wird, ohne 
daß über dessen Finanzierungsweise nachgedacht 
worden ist, behält sich die Kommission die Möglichkeit 
vor, in das System der eigenen Mittel eine Einnahme 
aus einer Steuer auf den nichtindustriellen Energiever- 
brauch einzusetzen. Die Kommission wird sämtliche 
Vorschläge für den Energiebereich im kommenden 
Monat unterbreiten. 

16. Nach Artikel 7 der Beschlußvorlage kann ein 
Saldo, der nach Gegenüberstellung der Einnahmen 
und Ausgaben am Ende des Haushaltsjahres noch 
besteht, künftig ggf. der Gemeinschaft belassen 
werden. 
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Vorschlag eines Beschlusses des Rates über das 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 201, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 173, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaiis- 
schusses^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Beschluß des Rates vom 21. April 1970 über 
die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Mittel der Gemeinschaften^) - nachste- 
hend „Beschluß vom 21. April 1970" genannt - wurde 
ein Gemeinschaftssystem eigener Mittel eingeführt. 

Während die durch den Beschluß vom 21. April 1970 
geschaffenen bisherigen Einnahmequellen beibehal- 
ten werden sollten, sollte das System der eigenen Mit- 
tel diversifiziert und erweitert werden. 

Es empfiehlt sich, die Zölle auf die Waren, die unter 
den Vertrag über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen, in die Eigen- 
mittel der Gemeinschaft einzubeziehen. 

Zu diesem Zweck ist der in dem Beschluß vom 
21. April 1970 festgelegte Höchstsatz von Iv. H., der 
auf die einheitliche Mehrwertsteuer-Bemessungs- 
grundlage angewandt wird, aufzuheben. Im Interesse 
einer strafferen Haushalts dis ziplin sollten gleichzeitig 
Erhöhungen des zulässigen Mehrwertsteuersatzes in 
Bruchteilen eines Prozentpunktes erfolgen. 

Solange die Garantieausgaben für die landwirt- 
schaftliche Erzeugung einen bestimmten Anteil am 
Haushalt der Gemeinschaft übersteigen, sind zusätz- 
lich variable Mehrwertsteuersätze unter Berücksichti- 
gung gewisser Wirtschaftsindikatoren anzuwenden. 

HAT FOLGENDE BESTIMMUNGEN FESTGELEGT, 
DIE ER DEN MITGLIEDSTAATEN ZUR ANNAHME 
EMPFIEHLT: 

Artikel 1 

Der Haushalt der Gemeinschaften wird, unbeschadet 
der sonstigen Einnahmen, vollständig aus eigenen Mit- 
teln der Gemeinschaft finanziert. 

Artikel 2 

Folgende Einnahmen stellen eigene, in den Haushalt 
der Gemeinschaften einzusetzende Mittel dar: 


^) .... 

2 ) ... 

3) ABI. L 94 vom 28. April 1970, S. 19. 


System der eigenen Mittel der Gemeinschaften 

a) Abschöpfungen, Prämien, Zusatz- oder Ausgleichs- 
beträge, zusätzliche Teilbeträge und andere Abga- 
ben auf den Warenverkehr mit Nichtmitgliedstaa- 
ten, die von den Gemeinschaftsorganen im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik eingeführt worden 
sind oder noch eingeführt werden, und Abgaben, 
die im Rahmen der gemeinsamen Markt Organisa- 
tion für Zucker vorgesehen sind; 

b) Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs und andere Zölle, 
einschließlich Zölle auf die unter den Vertrag über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl fallenden Waren, auf den Waren- 
verkehr mit Nichtmitgliedstaaten, die von den 
Gemeinschaftsorganen eingeführt worden sind 
oder noch eingeführt werden. 

Artikel 3 

1. Eigenmittel sind ferner die Einnahmen, die sich 
gemäß den Bestimmungen dieses Artikels aus der 
Anwendung der Mehrwertsteuer auf eine steuer- 
pflichtige Bemessungsgrundlage ergeben, welche 
einheitlich für die Mitgliedstaaten nach Gemein- 
schaftsvorschriften bestimmt wird. 

2. Die Einnahmen ergeben sich aus der Anwendung 
eines einheitlichen Mehrwertsteuersatzes. Vorbe- 
haltlich der Bestimmungen von Absatz 6 wird dieser 
Satz im Rahmen des Haushalts Verfahrens unter 
Berücksichtigung aller sonstigen Einnahmen fest- 
gesetzt. 

3. Solange die Ausgaben im Rahmen des Europäi- 
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteüung Garantie (abzüglich der 
Ausgaben für die Nahrungsmittelhilfe und der Aus- 
gaben aufgrund des mit den AKP-Staaten geschlos- 
senen Zusatzprotokolls), 33 v. H. der Gesamtausga- 
ben übersteigen, werden zusätzlich variable Mehr- 
wertsteuersätze angewandt. Diese Sätze werden 
unter Berücksichtigung der Anteile der Mitglied- 
staaten an der landwirtschaftlichen Endproduktion 
im Bereich der Marktordnungserzeugnisse und am 
Nettobetriebsüberschuß der Gemeinschaft sowie 
ihres Pro- Kopf- Bruttoinlandsprodukts festgesetzt, 
das durch den Durchschnitt der auf der Grundlage 
der Marktkurse und der Kaufkraftparität berechne- 
ten Indizes bestimmt wird. 

Die sich aus diesen variablen Sätzen ergebenden 
Einnahmen sind gleich dem Unterschied zwischen 
den vorerwähnten Ausgaben und 33v. H. der 
Gesamtausgaben des Haushalts, 

Im Falle einer außergewöhnlichen und unvorherge- 
sehenen Entwicklung der Gemeinschaftsausgaben 
könnte diese Schwelle nach dem Verfahren des 
Artikels 3 Absatz 6 geändert werden. 

4. Ist zu Beginn eines Haushaltsjahres der Haushalts- 
plan noch nicht festgestellt worden, so bleibt bis 
zum Inkrafttreten eines neuen Satzes der zuletzt 
festgesetzte Satz anwendbar. 
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5. Der Gesamtsatz der Mehrwertsteuer im Sinne von 
Absätze errechnet sich aus der Summe des in 
Absatz 2 vorgesehenen einheitlichen Satzes und 
dem gewogenen Mittel der in Absatz 3 genannten 
variablen Sätze. 

6. Damit der Gesamtsatz der Mehrwertsteuer 1,4 v. H. 
übersteigen kann, ist ein Beschluß aufgrund eines 
Vorschlags der Kommission erforderlich. Diesei 
Beschluß ist von der Haushaltsbehörde zu fassen, 
wobei der Rat einstimmig und das Europäische Par- 
lament mit der Mehrheit seiner Mitglieder und drei 
Fünfteln der abgegebenen Stimmen beschließen. 
Für jede weitere Erhöhung des genehmigten Satzes 
um einen Bruchteü von 0,4 v. H. bedarf es eines 
neuen Beschlusses. 


Artikel 4 

1 . Die Einnahmen im Sinne der Artikel 2 und 3 dienen 
unterschiedslos zur Finanzierung aller im Haushalt 
der Gemeinschaften ausgewiesenen Ausgaben. 

2. Die Finanzierung der Ausgaben für die gemeinsa- 
men Forschungsprogramme der Europäischen 
Atomgemeinschaft aus eigenen Mitteln der 
Gemeinschaften schließt weder aus, daß die Ausga- 
ben für Ergänzungsprogramme in den Haushalts- 
plan der Gemeinschaften eingesetzt werden, noch 
daß sie durch Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
finanziert werden, deren Festsetzung nach einem 
besonderen Aufbringungsschlüssel erfolgt, der 
durch einstimmigen Beschluß des Rates festgelegt 
wird. 

Artikel 5 

Zur Deckung der Erhebungskosten können jedem Mit- 
gliedstaat bis zu 10 V. H. der Beträge der in Artikel 2 
vorgesehenen Eigenmittel erstattet werden. Der Satz 
wird auf Vorschlag der Kommission von der Haushalts- 
behörde bestimmt, wobei der Rat einstimmig und das 
Europäische Parlament mit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und drei Fünfteln der abgegebenen Stimmen 
beschließen. 

Artikel 6 

Ein Unterschied zwischen den eigenen Mitteln der 
Gemeinschaft und den tatsächlichen Ausgaben wäh- 


rend eines Haushaltsjahres wird gemäß den Vorschrif- 
ten ausgeglichen, die nach Artikel 209 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Artikel 183 des Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft festgelegt werden. 


Artikel 7 

1. Die Gemeinschaftsmittel im Sinne der Artikel 2 und 
3 werden von den Mitgliedstaaten gemäß den ein- 
zelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
erhoben, die gegebenenfalls zu diesem Zweck zu 
ändern sind. Die Mitgliedstaaten stellen diese Mit- 
tel der Kommission zur Verfügung. 

2. Unbeschadet der Rechnungsprüfung gemäß Arti- 
kel 206 a des Vertrags zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Kontroll- 
maßnahmen gemäß Artikel 209 c dieses Vertrags 
erläßt der Rat auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments ein- 
stimmig die Vorschriften über die Kontrolle der 
Erhebung der Einnahmen im Sinne der Artikel 2 
und 3, Vorschriften darüber, wie diese Einnahmen 
der Kommission zur Verfügung zu stellen und wie 
sie abzuführen sind, sowie die Durchführungsbe- 
stimmungen zu Artikel 3. 


Artikel 8 

Dieser Beschluß wird den Mitgliedstaaten vom Gene- 
ralsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaf- 
ten bekanntgegeben und im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften veröffentlicht. 

Die Mitgliedstaaten teilen dem Generalsekretär des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften unverzüglich 
den Abschluß der Verfahren mit, die nach ihren verfas- 
sungsrechtlichen Vorschriften zur Annahme dieses 
Beschlusses erforderlich sind. 

Dieser Beschluß tritt am ersten Tag des Monats nach 
Eingang der letzten Mitteilung im Sinne von Absatz 2 
in Kraft. Gleichzeitig wird der Beschluß vom 21. April 
1970 aufgehoben. Soweit erforderlich, gilt eine Ver- 
weisung auf den Beschluß vom 21. April 1970 als Ver- 
weisung auf den vorliegenden Beschluß. 
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